
ERKLÄRUNGEN

1. Erklärung des Rates, die mit der nach Artikel 6 Absatz 1 des Schengen-Protokolls erforderli-
chen Einstimmigkeit seiner Mitglieder angenommen wurde

�Der Rat geht davon aus, daß Beschlüsse, die der Gemischte Ausschuß nach Maßgabe des Übereinkom-
mens faßt, von den Vertretern der Mitglieder des Rates nach Artikel 6 Absatz 1 des Schengen-Protokolls
und von den Vertretern der Regierungen Islands und Norwegens einstimmig gefaßt werden, es sei denn,
die Geschäftsordnung oder das nach Artikel 6 Absatz 2 des Schengen-Protokolls zu schließende Über-
einkommen sieht etwas anderes vor.�

2. Erklärung des Rates und der Kommission zu Richtlinie 95/46/EG

�Die Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien Daten-
verkehr (ABl. L 281 vom 23.11.1995, S. 31) wurde mit Blick auf den Vorschlag der Kommission vom
2. Dezember 1998 für einen Beschluß des Gemeinsamen EWR-Ausschusses zur Aufnahme dieser Richt-
linie in Anhang XI des EWR-Abkommens (1) nicht in Anhang B des Übereinkommens mit der Republik
Island und dem Königreich Norwegen über die Assoziierung dieser beiden Staaten bei der Umsetzung,
Anwendung und Entwicklung des Schengen-Besitzstands aufgenommen.

Die Europäische Union ist der Auffassung, daß diese Richtlinie insoweit Bestandteil des Schengen-Besitz-
stands ist, als sie gemäß Artikel 134 des Schengener Übereinkommens von 1990 Bestimmungen dieses
Übereinkommens ersetzt hat.

Sollte die Richtlinie nicht in Anhang XI des EWR-Abkommens aufgenommen werden, so geht die
Union davon aus, daß die Republik Island und das Königreich Norwegen die erforderlichen Maßnahmen
ergreifen werden, um ihre Bestimmungen anzuwenden.

Diese Erklärung wird zusammen mit dem obengenannten Übereinkommen mit der Republik Island und
dem Königreich Norwegen im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht.�

3. Bei der Annahme der Verhandlungsrichtlinien in das Ratsprotokoll aufgenommene Erklärung

�Der Rat ist sich darin einig, daß Angelegenheiten, die die Durchführung des Übereinkommens mit
Island und Norwegen betreffen, rechtzeitig auf die Tagesordnung des Gemischten Ausschusses gesetzt
werden müssen. Vor der Tagung des Gemischten Ausschusses beruft der Vorsitz, wenn er dies für
erforderlich hält oder auf Wunsch einer Delegation oder der Kommission, das zuständige Gremium
des Rates ein, um zu ermitteln, ob es nicht erforderlich ist, den Gemischten Ausschuß mit einer
bestimmten Angelegenheit zu befassen, oder ob eine bestimmte Angelegenheit nicht zweckmäßiger-
weise zuvor innerhalb der Union erörtert oder entschieden werden sollte (beispielsweise Visa-Angele-
genheiten oder andere Fragen, bei denen das in Artikel 6 des Schengen-Protokolls vorgesehene Asso-
ziierungsverfahren im engeren Sinne nicht zur Anwendung gelangt).

Zu Buchstabe I der Liste (2) ist folgendes festzustellen: Der Gemischte Ausschuß kann nicht vor einer
angemessenen Frist mit Vorschlägen befaßt werden, über die in der Union noch verhandelt wird; dies
gilt auch für die Anpassung oder Weiterentwicklung von Rechtsakten, die sich zum Zeitpunkt des
Inkrafttretens des Vertrags von Amsterdam auf den Vertrag über die Europäische Union stützen.

Die Tatsache, daß das Verfahren, das mit dem in Artikel 6 Absatz 1 des Schengen-Protokolls vorgese-
henen Übereinkommen festzulegen ist, für bestimmte Fragen nicht gilt, schließt selbstverständlich die
Möglichkeit nicht aus, daß die isländischen und norwegischen Partner regelmäßig über Entwicklungen
in der Union im Zusammenhang mit diesen Fragen informiert werden.�
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(1) Ratsdokument 13992/98 EEE 96 ECO 466 vom 9. Dezember 1998.
(2) Siehe Artikel 1 des Entwurfs für einen Beschluß des Rates mit bestimmten Durchführungsvorschriften zu dem

Übereinkommen zwischen dem Rat und der Republik Island und dem Königreich Norwegen über die Assoziierung
dieser Staaten bei der Umsetzung, Anwendung und Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstands (Dok. 6611/3/99
SCHENGEN 17 Rev. 3 vom 22. April 1999).



4. Erklärung der Verhandlungsdelegationen zum Zeitpunkt der Paraphierung des Übereinkom-
mens

�Die Verhandlungsdelegationen nehmen die Erklärung 47 der Regierungskonferenz, die bei der Unter-
zeichnung des Amsterdamer Vertrags abgegeben wurde, zur Kenntnis.

Sie sind sich darin einig, daß es wünschenswert wäre, wenn die Vertragsparteien des Übereinkommens
die erforderlichen vorbereitenden Schritte unternehmen würden, damit das Übereinkommen zu dem-
selben Zeitpunkt wie der Amsterdamer Vertrag in Kraft treten kann.�

5. Erklärung der Verhandlungsdelegationen des Ratsvorsitzes, der Kommission und Norwegens

�Die Verhandlungsdelegationen des Ratsvorsitzes, der Kommission und Norwegens sind sich darin einig,
daß die Frage, in welchen Fällen eine vorläufige Anwendung nach norwegischem Recht möglich wäre,
die Anwendung von Artikel 8 Absatz 4 des Übereinkommens nicht berührt.�
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